
Einreichung von Privatklage und Sühnezeugnis eine 
vierte Voraussetzung für die Zulässigkeit der Privat
klage sein sollen, dann wäre diese bei der Formulie
rung des Gesetzes leicht in den Satz 1 einzubeziehen 
gewesen. Ein neuer Satz war nur erforderlich, um sie 
ausdrücklich von den Prozeßvoraussetzüngen abzu
trennen. Es würde aber auch die Arbeit der Gerichte 
erschweren und Unwillen bei dem rechtsuchenden 
Bürger hervorrufen, wenn ein Kreisgericht die Auf
nahme einer Pri^atklage verweigern müßte, nur weil 
der betreffende Bürger das Sühnezeugnis nicht mit
gebracht hat. Eine solche Handhabung entspräche nicht 
dem Wesen unseres Rechts und seiner Aufgabe, den 
Interessen der Werktätigen zu dienen. Was sollte z. B. 
ein Arbeiter von seinem Gericht denken, wenn er — 
wie das in einigen Bezirken durchaus möglich ist — 
wegen ungünstiger Verkehrsbedingungen einen Tag 
benötigt, um zur Kreisstadt und zurück zu gelangen, 
und er diese Reise wegen derartiger Bedenken noch 
einmal wiederholen muß? Die Bedeutung des § 246 
Abs. 2 Satz 2 StPO kann m. E. nur darin bestehen, 
daß es Pflicht des Klägers ist nachzuweisen, daß ein 
Sühneversuch erfolglos stattgefunden hat, und daß er 
diesen Nachweis nur durch Einreichung' des Sühne
zeugnisses führen kann. Durch das Wort „ist“ wird nur 
das allgemein geltende Konzentrationsprinzip der 
StPO hervorgehoben. Rechtliche Konsequenzen knüpft 
das Gesetz seinem Wortlaut nach nicht an die nach
trägliche Einreichung des Sühnezeugnisses. Eine andere 

f Lösung scheint mir nicht möglich.
Bejaht man die Möglichkeit, das Sühnezeugnis nach

zureichen, dann entsteht die Frage, bis zu welchem 
Zeitpunkt sie gegeben ist. Zweckmäßigerweise wird das 
Kreisgericht, bei dem eine Privatklage ohne Sühne
zeugnis eingegangen ist, dieses unter Fristsetzung an
fordern. Ist die Frist jedoch erfolglos verstrichen, dann 
kann das, Gericht m. E. die Eröffnung des Hauptver
fahrens ablehnen, weil der Privatkläger nicht nach
gewiesen hat, daß eine Versöhnung der Parteien er
folglos versucht worden und die Privatklage zulässig 
ist. Hat das Kreisgericht aber das Sühnezeugnis nicht 
nachgefordprt und auch die Eröffnung des Hauptver
fahrens nicht abgelehnt, so kann das Sühnezeugnis 
selbst dann noch wirksam nachgereicht werden, wenn 
das Kreisgericht sein Fehlen übersehen haben sollte, 
die Eröffnung des Verfahrens beschlossen hat und die 
Hauptverhandlung stattfindet. Dies ergibt sich daraus, 
daß bei jeder in der Sache zu treffenden Entscheidung, 
sowohl bei der über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
als auch beim Urteil, das Vorliegen der genannten 
prozessualen Klagevoraussetzungen geprüft werden 
muß. Ist ihr Vorliegen in der vorgeschriebenen Form 
(Sühnezeugnis) nachgewiesen, dann darf z. B. nicht 
freigesprochen werden, weil sie nicht bei der Beschluß
fassung über die Eröffnung des Hauptverfahrens nach
gewiesen waren. Es muß vielmehr nach Prüfung der 
anderen prozessualen Voraussetzungen (Strafantrag u. 
dgl.) materiell über die der Privatklage zugrunde 
liegende Handlung entschieden werden.

Eine weitere, mit diesen Problemen eng zusammen
hängende Frage ist die, wie zu verfahren ist, wenn 
das Sühnezeugnis des Schiedsmannes Mängel aufweist. 
Nach § 18 Abs. 3 der AO über die Errichtung von 
Sühnestellen vom 20. Mai 1954 dient als Sühnezeugnis 
ein Auszug aus dem Geschäftsbuch des Schiedsmannes. 
Der Inhalt des Geschäftsbuches ist in § 17 der AO 
bestimmt. Enthält der als Sühnezeugnis überreichte 
Auszug aus dem Geschäftsbuch des Schiedsmannes un
vollständige Angaben zur Person der Parteien oder ist 
darin der Sachverhalt nur ungenau und zu allgemein 
angegeben, dann kann das Gericht den Schiedsmann 
zur Ergänzung des Sühnezeugnisses auffordern oder 
ihn auch, wenn das erforderlich ist, als Zeugen darüber 
hören, was Gegenstand der Sühneverhandlung war. 
Eine Klärung dieser Frage ist schon mit Rücksicht auf 
§ 2 der 2. DB zur StPO vom 28. August 1956 (GBl. I 
S. 689) erforderlich, der vorschreibt, jdaß die Privat
klage nur diejenigen Handlungen zum Gegenstand 
haben darf, über die vor dem Schiedsmann verhandelt 
worden ist. Sind diese Handlungen aber : aus dem 
Sühnezeugnis erkennbar, dann sind weitere Einzel
heiten nicht erforderlich.

Anders ist aber zu verfahren, wenn aus dem Sühne
zeugnis nicht zu erkennen ist, aus welchen Umständen

der Schiedsmann im Falle des § 15 Abs. 2 der AO vom
20. Mai 1954 geschlossen hat, daß der Beschuldigte ohne 
ausreichenden Grund der Sühneverhandlung fernge- 
blieben ist. Eine Erklärung darüber zu verlangen, 
würde einer Überprüfung der Entscheidung des 
Schiedsmannes gleichkommen, der in einem solchen 
Falle das Zeugnis gern. § 18 Abs. 1 der AO ausstellte, 
weil nach § 15 Abs. 2 der AO anzunehmen war, daß 
der Beschuldigte eine Versöhnung ablehnt. Ergibt das 
Sühnezeugnis in einem solchen Falle, daß Termin zur 
Sühneverhandlung anberaumt war, aber nicht stattfln- 
den konnte, weil der Beschuldigte aus diesen oder 
jenen Gründen nicht erschienen ist, und hat der 
Schiedsmann keinen neuen Termin anberaumt, sondern 
das Zeugnis über den erfolglosen Sühneversuch aus
gestellt, dann ist davon auszugehen, daß der Sühne
versuch gescheitert ist. Ob der Schiedsmann zu Recht 
die von dem ferngebliebenen Beschuldigten angegebe
nen Gründe nicht als ausreichend betrachtet hat oder 
ob diese seine Einschätzung falsch war, hat das Ge
richt nicht zu prüfen. Nach § 9 der AO sind die Direk
toren der Kreisgerichte zjyar verpflichtet, mit den 
Schiedsmännern halbjährlich einen Erfahrungsaus
tausch durchzuführen, bei denen solche Fragen be
sprochen werden können. Nach Abs. 1 und 3 dieser 
Bestimmung obliegt aber die Anleitung und Kontrolle 
der Schiedsmänner der Justizverwaltungsstelle, die 
auch im Verwaltungswege über Beschwerden ent
scheidet, die die Tätigkeit der Schiedsmänner be
treffen. In der Regel wird der Schiedsmann die Par
teien besser und richtiger einschätzen können als das 
weiter entfernte Gericht und zutreffend beurteilen 
können, was von Erklärungen der beschuldigten Partei 
zu halten ist. FRITZ MÜHLBERGER,

Richter am Obersten Gericht

Ist der öffentliche Vorwurf einer 
Anzeigeerstattung eine Beleidigung?

In einem Privatklageverfahren ist die Frage auf
getaucht, ob der öffentliche Vorwurf einer Anzeige
erstattung eine Beleidigung i. S. der §§ 185 ff. StGB 
sein kann. Das Kreisgericht Gotha — 1 Bs 383/54 — und 
das Bezirksgericht Erfurt — III NBs 97/55 — haben 
diese Frage verneint. Dem Verfahren lag folgender 
Sachverhalt zugrunde:

In einem kleinen Ort hatte der Bürger K. Anfang des 
Jahres 1954 dem Bürger St. vorgeworfen: „Du hast mich 
beim Bauamt in Gotha angezeigt, und deshalb habe ich 
eine Strafe von 1500 DM bezahlen müssen!“ Diese 
Äußerung hatten mehrere Personen gehört; sie ver
breitete sich sehr schnell im ganzen Ort. St. fühlte sich, 
da er keine formelle Anzeige gegen K. erstattet hatte, 
durch diese Äußerung in seiner Ehre verletzt und er
hob Privatklage. Im Verfahren stellte sich heraus, daß 
St. im Jahre 1948 beim Bauamt wegen einer Baugeneh
migung nachgesucht und nach Ablehnung geäußert 
hatte, daß andere auch bauten. Daraufhin hatte das 
Bauamt festgestellt, daß K. ohne Genehmigung gebaut 
hatte, und ihm einen Strafbescheid über 150 DM erteilt.

Das Kreisgericht sprach den Beschuldigten K. mit der 
Begründung frei, daß jeder Staatsbürger korrekt 
handele, der eine strafbare Handlung den staatlichen 
Organen zur Kenntnis bringe. Aus diesem Grunde sei 
die Äußerung des K. nicht geeignet, den Privatkläger 
verächtlich zu machen oder ihn in der öffentlichen Mei
nung herabzusetzen. (Das Verfahren war gern. § 186 
StGB eröffnet worden.) Dieser Standpunkt wurde-vom 
Bezirksgericht dahingehend präzisiert, daß der Privat
kläger der baupolizeilichen Behörde zu Recht'davon 
Kenntnis gegeben habe, „daß der Beschuldigte unrecht
mäßig baute. Wenn ihm das vom Beschuldigten vor
gehalten wird, hat es nichts Ehrenrühriges an sich, 
sondern es beweist, daß der Privatkläger für die Ein
haltung der demokratischen Gesetzlichkeit eintritt.“

Hier liegt eine falsche Entscheidung vor, die darauf 
beruht, daß Kreisgericht wie Bezirksgericht einen rich
tigen Grundsatz schematisch und unter völliger Ver
kennung des Sachverhalts angewandt haben. Bjeide 
Gerichte betonen sehr richtig, daß jeder Staats
bürger das Recht und die moralische Pflicht — in be
stimmten Fällen sogar eine r e c h t l i c h e  Pflicht t 
(z. B. §§ 139 StGB, 26 StEG) — hat, strafbare 
Handlungen zur Kenntnis der staatlichen Organe zu
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